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Z E I T G E S P R Ä C H

Neue Agrarpolitik durch Kennedy-Runde 7
Gemeinsame Regeln für dieAgrarpolitik der GA TT-Partner
Interview m it Dr. Sicco L  Mansholt, Vizepräsident der EWG-Kommission, Brüssel

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  In der 
Kennedy-Runde, wie die zur Zeit in 
Genf stattfindenden Zollverhand
lungen Im GATT bezeichnet werden, 
sind erstm alig auch die Schutzprak
tiken für die Landwirtschaft Gegen
stand internationaler Verhandlun
gen. Hauptziel dieser Kennedy- 
Runde ist ganz allgemein ein Abbau 
des handelspolitischen Schutzes. 
W ie ist das in der Landwirtschaft? 
Können Sie, Herr Dr. Mansholt, uns 
bitte die wichtigsten agrarpoliti
schen Zielsetzungen dieser GATT- 
Runde erläutern?

M A N S H O L T : Die wichtigsten
agrarpolitischen Zielsetzungen in 
Genf sind — das muß man leider 
feststellen — bei den einzelnen 
GATT-Partnern ganz verschieden. 
Die agrarpolitische Zielsetzung der 
EWG besteht darin, daß wir in der 
W elt einen festen Platz mit unserer 
Agrarproduktion einnehmen wollen. 
Dabei müssen w ir uns natürlich den 
innerhalb und außerhalb unserer 
Gemeinschaft herrschenden Bedin
gungen anpassen.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Die EWG- 
Kommission ist in Genf mit einem 
besonderen Verhandlungskonzept 
für die Landwirtschaft erschienen. 
Welches sind die Ansatzpunkte die
ses Konzepts?

M A N S H O L T : Die EWG ist bereit, 
über ihre Agrarpolitik insgesamt zu 
verhandeln. Das heißt, sie ist bereit, 
diese Politik an Regeln zu binden, 
die in einer O rganisation wie dem 
GATT gemeinsam festgelegt wer
den. Diese Bereitschaft, uns ganz 
konkret in unseren agrarpolitischen 
Entscheidungen zu binden, ist für 
die Entwidclung unserer Landwirt
schaft außerordentlich bedeutsam. 
Deshalb müssen wir natürlich auf 
volle Reziprozität der anderen 
GATT-Partner bestehen.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Wodurch 
unterscheidet sich die Haltung der 
anderen GATT-Partner von den 
EWG-Vorstellungen?

M A N S H O L T :  Unsere anderen 
GATT-Partner hatten eigentlich eine 
ganz andere Konzeption. Sie läßt 
sich, kurz gefaßt, so ausdrücken: 
V erhandlungsgegenstand in Genf 
sollten allein  die Zölle und die 
M arktgarantien sein, ohne die 
A grarpolitik selbst zur Diskussion 
zu stellen und an bestimmte Regeln 
zu binden. Die Agrarfrage wurde 
also allein un ter handelspolitischem 
Aspekt gesehen. IhreForderung war 
deshalb, einen möglichst unbehin
derten M arkt für den Absatz von 
Agrarerzeugnissen zu schaffen. Die 
Konsequenzen einer solchen Politik 
sollten dann den Einzelstaaten, also

insbesondere den Importländern, 
überlassen bleiben.

Nach unserer eigenen Erfahrung 
ist mit einer solchen Politik nur 
wenig für eine Intensivierung des 
Agraraustausches getan. Die V er
gangenheit hat das deutlich be
wiesen: Jedes Land macht, was es 
will, wenn es nicht in seiner A grar
politik an allgemeine Regeln ge
bunden ist. Es ist zum Beispiel gar 
nicht schwierig, Zolltarife herabzu
setzen, gleichzeitig aber durch an
dere agrarpolitisdie Maßnahmen, 
sagen wir durch Subventionierung 
der Produktion und Ausfuhr, den 
Import zu behindern und die Stel
lung der eigenen Landwirtschaft zu 
stärken. Ein gutes Beispiel hierfür 
liefert England. H ier haben Subven
tionen etwa an die heimische Eier
erzeugung die W irkung der niedri

S I C C O  L E E N D E R T  M A N S H O L T
ist seit Jan u ar 1958 das für die Landwirtschaft verantwortliche Mit
glied der EWG-Kommission und zugleich ihr Vizepräsident. Er 
wurde am 13. September 1908 im niederländischen Ulrum (Provinz 
Groningen) geboren. Nach seiner Ausbildungs- und Assistentenzeit 
auf einer Landwirtschaftssdiule ging M ansholt auf eine Teeplantage 
nach Java. 1936 kehrte er in die N iederlande zurück. Nach Kriegs
ende w ar er Bürgermeister von W ieringerm eer und wurde 1945 ins 
Haager Kabinett berufen. Er übernahm das Ministerium für Land
wirtschaft, Fischerei und Ernährung. W ährend seiner zwölfjährigen 
Amtszeit als Minister wurde die niederländische Landwirtschaft zu 
einem Vorbild für ganz Europa. Heute sind die agrarpolitischen 
V orstellungen des Praktikers und Politikers M ansholt richtung
weisend für die gemeinsame EWG-Agrarpolitik geworden. Sein 
Ziel, die Eingliederung der europäischen Landwirtschaft in die 
W eltagrarwirtschaft, hat er jedoch bisher nur zum Teil erreicht, da 
er seine Politik der Agrarm arktordnungen zu oft ohne seine am 
W eltm arkt orientierten Preisvorstellungen verwirklichen mußte. 
Bei den zur Zeit in Genf stattfindenden GATT-Verhandlungen hat 
er erreicht, daß nicht nur über den Abbau der Zölle, sondern über 
die Gesamtheit der landwirtschaftlichen Schutzmaßnahmen ver
handelt wird.
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gen Einfuhrzölle vollkommen auf
gehoben. Das gleidie gilt für Obst 
und Gemüse. Trotz niedriger Ein
fuhrzölle m adit eine massive Sub
ventionspolitik jede Einfuhr un- 
möglidi.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Das ur- 
sprünglidie Verhandlungsziel der 
Kennedy-Runde war, die Zölle 
linear um 50 Vo zu senken. Nun ist 
aber, wie Sie ausführten, in der 
Landwirtsdiaft allein mit dem Ab
bau der tarifärenHandelshemmnisse 
nodi nidit viel erreidit. W ie sieht 
denn das Angebot der EWG aus? 
W as soll außer den Zöllen nodi 
verhandelt werden?

M A N S H O L T :  Die EWG ist zu
nädist einmal bereit, ihren Agrar- 
sdiutz in Zukunft zu konsolidieren. 
Dabei erkennen wir durdiaus audi 
an, daß für bestimmte Erzeugnisse 
eine Herabsetzung der Zölle mög- 
lidi sein könnte. Entsprediende An
gebote sind in Genf audi unterbrei
te t worden.

W ie bereits erwähnt, liegt je 
dodi der Gesamtsdiutz für die 
A grarproduktion n id it bei den Zöl
len, sondern vor allem in der Agrar- 
P o l i t i k .  Zusdiüsse, Absdiöpfun- 
gen, M indestpreise . . .  es gibt ein 
ganzes Arsenal protektionistisdier 
Mittel. Die EWG lehnt es strikt ab, 
aus dieser Vielfalt gerade eines, 
näm lidi die Zölle, herauszunehmen 
und zu verhandeln. W as im Indu
striesektor, in dem ein Sdiutz vor 
allem durdi Zölle erreidit wird, an- 
gebradit ist, läßt sidi auf den A grar
bereidi n id it einfadi übertragen. 
Die Landwirtsdiaft muß an feste all
gemeine Regeln gebunden werden.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Die EWG 
ist bereit, ihren Agrarsdiutz zu kon
solidieren. Dieses Angebot wurde 
von m andien Seiten als Enttäu
sdiung empfunden, vor allem wurde 
kritisiert, daß sie die Bindung der 
jetzigen Sdiutzmaßnahmen bereits 
als Konzession bezeidinet. Ist das 
nidit eine Zementierung des jetzi
gen Sdiutzes — im Gegensatz zur 
angestrebten Liberalisierung? Kön
nen Sie uns, H err Dr. Mansholt, 
hierzu den EWG-Standpunkt er
läutern?

M A N S H O L T :  Selbstverständlidi
könnte die EWG audi ihren A grar

sdiutz herabsetzen. Voraussetzung 
wäre allerdings, daß sie über einen 
Sdiutz verfügt, der zu hodi ist. Als 
wir unsere Angebote für die Ken
nedy-Runde ausarbeiteten, haben 
wir die Höhe unseres Sdiutzes ge
nau zu erm itteln versudit. Der Ge
samtsdiutz für ein landwirtsdiaft- 
lidies Erzeugnis m anifestiert sidi in 
den meisten Fällen in der Höhe 
seines Preises, genauer, in dem Un
tersdiied zwisdien EWG-Preis und 
W eltm arktpreis. W as können wir 
nun anderes tun, als die Preise so 
festzusetzen, daß wir sie im GATT 
konsolidieren können. V ielleidit 
hätten  wir zum Beispiel für W ei
zen einen Preis von 450 anstatt 
425 DM pro Tonne festsetzen kön
nen. Dann hätten wir in Genf eine 
Senkung um 25 DM je  Tonne und 
die Konsolidierung auf 425 DM je  
Tonne anbieten können. Das hätte  
aber dodi wohl keinen Sinn, nidit 
wahr?

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Ist die 
EWG mit den Angeboten der an
deren GATT-Partner zufrieden?

M A N S H O L T :  Nein, genauso wie 
das EWG-Angebot die Verhand
lungspartner n id it befriedigt, ist 
audi die EWG mit dem Angebot 
ihrer GATT-Partner unzufrieden. 
Das ist wohl normal. Am Anfang 
einer Verhandlung ist niemand zu
frieden. Es w äre ja  unklug, bereits 
am Anfang zu sagen, man sei zu
frieden mit dem, was seine Partner 
angeboten haben. Allerdings hat 
kein anderer GATT-Partner ein so 
weitgehendes Angebot unterbreitet 
w ie die EWG. Und es w ürde m idi 
wundern, wenn unsere Partner im 
GATT so weit gehen wollten und 
könnten wie die EWG.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Ist es also 
so, daß die GATT-Partner der EWG 
ihre Angebote und Konzessionen 
bevorzugt auf die Zölle ausgeridi
te t haben, während das EWG-An
gebot auf den gesamten Sdiutz aus
geriditet ist?

M A N S H O L T :  Ja. Die Importlän
der sollen Konzessionen madien, 
während die Exportländer, vor 
allem die USA, keineswegs bereit 
sind, etwa ihre Exportsubventionen 
herabzusetzen. Das ist ein einseiti
ger Standpunkt. Denn es sind nidit 
nur die Einfuhrländer, die eine pro- 
tektionistisdie Agrarpolitik treiben

und für die sdiledite Lage auf dem 
W eltm arkt verantw ortlidi sind, son
dern audi die Exportländer.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Kann man 
sagen, daß sidi die A useinander
setzung in der Kennedy-Runde vor 
allem zwisdien den USA und der 
EWG zugespitzt hat?

M A N S H O L T :  Gewiß, jedes Land 
spielt eine besondere Rolle. Da wir 
nodi am Anfang der eigentlidien 
Verhandlungen stehen, nehmen die 
Partner nodi eine abwartende Hal
tung ein. M an tastet seine Position 
gegenseitig ab, um seine Ausgangs
lage zu prüfen. Nodi läßt sidi nidit 
von einer V erhärtung der Positio
nen spredien. Die Diskussion w ird 
offen und freimütig in  einer sadi- 
lidien Atmosphäre geführt.

W IR T S C H A F T S D lE N S T : Im  Augen
blidc haben die einzelnen Delega
tionen den m ultilateralen Rahmen 
der Verhandlungen zugunsten bila
teraler Gesprädie verlassen. Geben 
Sie soldien zweiseitigen Bespre- 
diungen m ehr Chancen, wenigstens 
zwisdien den w iditigsten V erhand
lungspartnern zu gewissen Kon
zessionen zu kommen?

M A N S H O L T :  Diese Frage halte 
idi nidit für so entsdieidend. Es ist 
mehr eine Frage der Verhandlungs- 
tedinik, ob man in einer bestimm
ten Phase zu bilateralen Kontakten 
übergeht. W ir müssen allerdings 
daran festhalten, daß das Abkom
men auf m ultilateraler Ebene ge- 
sdilossen wird. W enn es notwendig 
ist, dieses m ultilaterale Abkommen 
in bilateralen V erhandlungen vor
zubreiten, dann ist dagegen nidits 
einzuwenden.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Eine
Frage nodi zur Verhandlungstedi- 
nik: Die EWG tritt in Genf zum 
erstenmal als eigenständige V er
handlungspartnerin in V ertretung 
der sedis Einzelstaaten auf. Das ge
sdiieht auf der Basis eines V er
handlungsmandats. Ist das über
haupt eine gute Verhandlungsme
thode? H at die EWG-Kommission 
genügend Vollmachten, um flexibel 
verhandeln zu können, oder braudit 
sie im V erlauf der Verhandlungen, 
sagen wir Anfang 1967, wenn die 
entsdieidende Phase beginnt, neue 
Vollmaditen, neue Mandate?
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M A N S H O L T :  D ie  erste Frage
muß idi bejahen. Die Methode, daß 
der M inisterrat auf Grund des Ver
trages von Rom ein Verhandlungs
m andat erteilt und die Kommission 
für die Gemeinsdiaft verhandelt, 
ist gut. Dagegen w äre es sdiledit, 
w enn der M inisterrat selbst ver
handeln würde. Das haben die 
England-Verhandlungen bis zum 
Januar 1963 deutlidi bewiesen.

Ob das bisherige Verhandlungs
m andat der EWG-Kommission für 
Genf ausreidiend ist, läßt sidi nidit 
m it Sidierheit Vorhersagen. Idi 
glaube nidit, daß es genügt. Die 
Kommission ha t den M inisterrat 
audi bereits auf versdiiedene 
Punkte hingewiesen, für die nodi 
w eitere Entsdieidungen notwendig 
sind. Zunädist jedodi muß erst ein
mal mit den anderen GATT-Part
nern verhandelt werden. Erst dann 
läßt sidi sagen: das genügt nidit, 
hier müssen w ir eine andere Politik 
verfolgen, dort müssen wir zusätz- 
lid ie Konzessionen madien. Und 
dann w ird es notwendig sein, wie
der im M inisterrat zusammenzu

kommen und neue Entsdieidungen 
zu treffen. Sdion damit befindet 
sidi die EWG-Kommission natürlidi 
in einer sdiw ädieren Position als 
ihre Verhandlungspartner. Außer
dem ist ihr M andat in Genf von A 
bis Z bekannt, was man nidit von 
den M andaten sagen kann, die die 
anderen GATT-Partner ihren Dele
gationen gegeben haben.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Diese Pro
zedur hat die Verhandlungsführung 
in der Kennedy-Runde sehr verzö
gert. Kann n id it sogar die Gefahr 
bestehen, daß die Amerikaner unter 
dem Zwang, den Trade Expansion 
Act bis zum Jahre  1967 durchzu
führen, aus den Verhandlungen 
aussdieiden müssen, ohne daß ein 
endgültiges Ergebnis erreicht w or
den ist?

M A N S H O L T :  Die Gefahr, daß 
Verhandlungen zu viel Zeit in An
sprudi nehmen, besteht immer. Lei
der haben w ir in  den vergangenen 
drei Jah ren  viel Zeit verloren. 
Große Sdiw ierigkeiten waren zu 
überwinden, um überhaupt zu 
einem M andat zu kommen. Sicher,

der EWG-Medianismus ist langsa
m er und sdiwerfälliger als die V er
fahren in den einzelnen National
staaten. Aber w ir müssen audi 
berücksichtigen, daß in Brüssel 
etwas ganz Neues praktiziert wird, 
worin wir noch nicht allzuviel Er
fahrung haben.

Je tzt müssen wir uns natürlich 
beeilen, um etwa im Februar 1967 
das eigentliche Abkommen zu er
reidien. Dann könnten die tedin i
schen Fragen fristgerecht bis zum
1. Juli 1967 geklärt werden. Das 
ist noch n id it unmöglich. Aber die 
nädisten M onate bis Februar sind 
die entsdieidenden.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Die EWG 
hat auf dem Gebiet der V erhand
lungstechnik eine ganz spezielle Er
fahrung. Insbesondere audi in der 
Bildung und der Auflösung soge
nannter Verhandlungspakete. Hal
ten Sie es im Lidite dieser Erfah
rung für nützlich, wenn — wie es 
die Am erikaner beabsiditigen — 
ein Junktim  zwisdien Zugeständ
nissen auf dem Industriesektor und 
auf dem Agrarbereich gebildet
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wird? Könnte dadurch dieser oder 
jener V erhandlungspartner dodi 
nodi zu w eitergehenden Agrarkon
zessionen angeregt werden?

M A N S H O L T :  Damit bin ich voll 
und ganz einverstanden. Audi die 
EWG-Kommission hat immer die 
Meinung vertreten, daß eine solche 
wechselseitige Verknüpfung herge
stellt werden muß.

W ir m ü s s e n  die Notwendig
keit und das Interesse der Ver
handlungspartner, auf dem Indu
striesektor zu einer Zollsenkung zu 
kommen, dazu benutzen, um auch 
im A grarbereidi zu Bindungen zu 
kommen. Und wir benutzen sie 
auch. W enn die Agrarfragen geson
dert behandelt werden sollten, dann 
fürdite ich, da die Gegensätze und 
Schwierigkeiten auf dem A grar
sektor so sdiwerwiegend sind, daß 
man zu keiner Lösung kommt.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Besteht
dann aber n id it die Gefahr, daß 
Mißerfolge bei den A grarverhand
lungen eventuell auf die Industrie
v e r h a n d l u n g e n  Z u r ü c k s c h l a g e n ?

M A N S H O L T :  Diese Gefahr be
steht immer. Aber ich bin doch der 
Meinung, daß wir durdi die Not
wendigkeit, auf dem Industriesek
tor Konzessionen zu madien, eine 
größere Chance haben, auch im 
Agrarbereich etwas herauszuholen.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  W ie soll 
man sidi das praktisdi vorstellen? 
Ein solches Junktim  bedeutet doch, 
daß die Konzessionen auf dem In
dustrie- und A grarsektor rein quan
titativ betrad ite t werden müssen. 
Bei Industrieerzeugnissen kann man 
für Konzessionen die Zölle als 
Maßstab nehmen und diese z. B. um 
50 “/o senken. Aber w ie soll man 
Vorgehen, wenn eine agrarpoliti- 
sdie Konzession ausgehandelt wird? 
W ie mißt man sie? Haben die V er
handlungspartner in Genf hierfür 
konkrete Vorstellungen?

M A N S H O L T :  W ir müssen uns 
darüber im klaren sein, daß in die
sen Verhandlungen, die einen line
aren Schutzabbau zum Ziel haben, 
die Frage nach dem W ert jeder ein
zelnen Konzession, wie das früher 
in den bilateralen Verhandlungen, 
Produkt gegen Produkt, geschah, 
nicht möglidi ist. Das w ar auch 
nidit der Sinn der Kennedy-Runde.

W enn man linear verhandelt, 
muß man sich vor allem dem Be
reidi der Ausnahmen von dem 
linearen Prinzip zuwenden. Natür- 
lidi fragt m an sidi: was gebe ich 
bei einem Zugeständnis preis? Aber 
man kann diesmal nidit einen Kon
zessionswert errechnen, wie das 
früher bei GATT-Verhandlungen 
gesdiah.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Zur Lö
sung der Agrarprobleme hat die 
EWG w eltw eite Agrarabkommen 
für einzelne Agrarerzeugnisse vor
geschlagen. So z. B. für Getreide. 
Sie werden audi für Fleisch, M olke
reiprodukte und Zucker erwogen. 
Welche Chancen rechnet sidi die 
EWG von solchen Abkommen aus? 
H at nicht die Erfahrung anderer 
Abkommen gezeigt, daß sie nur un
zureichend funktionieren, insbeson
dere aber zu keiner langfristigen 
Lösung des Problems geführt 
haben?

M A N S H O L T :  W ir können sicher- 
lidi keine komplette Lösung aller 
Probleme auf dem Gebiet der 
Agrarproduktion und des A grar
handels erreidien. Das haben wir 
mit unseren Vorsdilägen audi gar 
nicht beabsiditigt. W ir können nur 
einen ersten Schritt tun in Riditung 
auf eine Sanierung des W elthan
dels, der durch zahlreidie Interven
tionen in Produktion, Handel und 
Konsum in seiner Funktionsfähig
keit stark gestört worden ist. Un
sere Konzeption für den weltweiten 
Getreidehandel ist mehr eine Er
weiterung des Angebots, das wir 
bereits für die anderen A grarpro
dukte vorgelegt haben. W ir sind 
der Auffassung, daß es Zweck 
eines soldien weltweiten Abkom
mens sein muß, bestehende Pro
duktionsüberschüsse nicht ungere
gelt auf den W eltm arkt zu bringen. 
Man muß bestimmte Regeln finden, 
nadi denen diese übersdiüsse ab
gesetzt werden. W ir sind z. B. be
reit, solche übersd iüsse über die 
Finanzierung von Hilfsprogrammen 
an unterentwickelte Gebiete abzu
geben, so daß sie keinen störenden 
Einfluß auf den normalen Handel 
haben. Voraussetzung dafür wären 
allerdings gemeinsame Kriterien 
für die Feststellung von Produk- 
tionsübersdiüssen und eine Konso
lidierung des Agrarschutzes, um zu 
verhindern, daß unter einem er

höhten Sdiutz noch mehr produziert 
wird, obwohl bereits Überschüsse 
bestehen.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Ist in die
ser Konzeption auch ein spezieller 
EWG-Beitrag an die Entwicklungs
länder zu sehen?

M A N S H O L T :  Nein. Ich glaube, 
daß das GATT audi nicht das Gre
mium ist, um eine Agrar-Entwick- 
lungspolitik zu entwerfen und 
durdizuführen. Die Probleme der 
Entwicklungshilfe sind viel w eit
reichender. Eine Regelung im GATT 
könnte allenfalls ein erster Schritt 
sein, an den sich später Vereinba
rungen mit internationalen O rgani
sationen wie der FAO anschließen 
können.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Die EWG
ist erst im Begriff, eine vollstän
dige Zoll- und W irtschaftsunion zu 
werden. Sie hat große interne 
Schwierigkeiten zu überwinden ge
habt. Nur zögernd gelingt es, Einig
keit über eine gemeinsame Zoll- 
und Handelspolitik zu finden. Kann 
man deshalb sagen, die Kennedy- 
Runde kam für die EWG zu früh? 
W ären die Erfolgschancen, sagen 
wir, nach dem 1. Juli 1968, wenn 
der gemeinsame Industrie- und 
Agrarm arkt verwirklicht worden 
ist, eventuell größer gewesen?

M A N S H O L T :  Ja  und nein. Ich 
glaube, daß es gut war, die EWG 
zu diesem frühen Zeitpunkt mit der 
Kennedy-Runde zu konfrontieren. 
Denn es ist natürlidi wichtig, be
reits im Prozeß des Hineinwachsens 
in den gemeinsamen Außentarif zu 
wissen, welche Höhe dieser einmal 
haben wird. Vor allem für diejeni
gen Länder, die ihren Zolltarif her
aufsetzen müssen, damit vermieden 
wird, daß sie die Zölle erst an
heben und dann wieder senken 
müssen.

Für den A grarsektor kamen die 
GATT-Verhandlungen vielleidit e t
was zu früh, denn wir konnten un
sere Angebote n id it vorlegen, be
vor wir eine gemeinsame A grar
politik hatten. Deshalb ist es ja 
audi zu den bekannten Verzöge
rungen gekommen. Auf der ande
ren Seite wurden wir gezwungen, 
uns intensiv mit den Fragen einer 
gemeinsamen Agrar- und Handels
politik zu befassen.
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Die deutsche Landwirtschaft in der EWG
Interview m it Hermann ¡Höcherl, M inister für Ernährung, Lanclwirtschaft und 
Forsten, Bonn

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  W ie sieht 
das agrarpolitisdie Konzept der 
Bundesregierung zur Lösung der 
landw irtsdiaftlidien Anpassungs
aufgaben aus, die sowohl die EWG 
als audi die Kennedy-Runde an sie 
stellen?

H O C H E R L :  D ie  Bedeutung, die 
der deutsdien Landwirtsdiaft im 
Rahmen unserer gesamten Volks- 
w iitsdiaft zukommt, ist von der 
Bundesregierung nadidrüdclidi mit 
der Verabsdiiedung des Landwirt- 
sdiaftsgesetzes im September 1955 
dokum entiert worden. Es muß dar
auf hingewiesen werden, daß die 
Landwirtschaft ja  nicht nur ein pro
duzierendes Gev/erbe ist, sondern 
als einer der besten Kunden der 
deutsdien Industrie gilt. Im Hin
blick auf eine gesunde gesam twirt
schaftliche W eiterentwicklung ist 
unerläßlich, daß alle W irtsdiafts- 
sektoren an dieser Entwicklung in 
gleicher W eise teilhaben. Das Zu
rückbleiben einzelner Sektoren be
hindert die Entv/icklung des Gan
zen. In diesem Sinne sind wir 
durdi das La-ndwirtsdiaftsgesetz 
aufgefordert, uns alljährlich über 
die Entwicklung der Landwirtschaft 
innerhalb der Gesamtwirtsdiaft 
Rechenschaft abzulegen und unter 
Einsatz des im Landwirtsdiaftsge- 
setz benannten Instrumentariums 
Maßnahmen zu ergreifen, die ein 
gleichmäßiges W adistum sicherstel
len. Diese Maßnahmen sdilagen 
sidi jährlid i in den Grünen Plänen 
nieder. Ein Vergleich der W adis
tumsraten, und zwar beginnend 
mit den Ergebnissen des ersten 
Grünen Berichts bis heute, bestä
tigt spürbare Fortschritte für die 
deutsdie Landwirtsdiaft. W enn wir 
das angesteuerte Ziel noch nicht 
vollständig erreicht haben, so muß 
berücksichtigt werden, daß die 
deutsche Landwirtschaft mit vielen 
Hypotheken in den W andlungs
prozeß hineingegangen ist, insbe
sondere mit Strukturproblemen der 
Außen- und Innenwirtschaft der

Betriebe. Die Förderungsmaßnah
men des Bundes und der Länder 
sind in den letzten Jahren mehr 
und mehr darauf abgestellt worden, 
die Voraussetzungen für einen er
folgreichen S tart der deutsdien 
Landwirtschaft in der EWG zu 
schaffen. Da die Übergangszeit für 
die Schaffung des Gemeinsamen 
Marktes verkürzt worden ist, müs
sen unsere Bemühungen verstärkt 
werden. Die Bundesregierung hat 
deshalb zusätzliche Mittel für den 
beschleunigten Umstellungsprozeß 
zur Verfügung gestellt, die durch 
das EWG-Anpassungsgesetz, das 
leider ebenfalls der 25 Voigen Haus
haltskürzung unterlag, abgesichert 
werden. Die Kennedy-Runde soll 
den W elthandel in allen Bereichen 
erleichtern und damit vergrößern. 
Den Verhandlungen auf. dem A grar
sektor sehen w ir zuversichtlich ent
gegen. Der Abbau unserer beste
henden Schutzmaßnahmen für die 
Landwirtsdiaft w ürde ja  an die Zu
sage unserer W elthandelspartner 
gebunden sein, ihrerseits in glei
cher W eise zu verfahren und bei
spielsweise bestimmte Exportsub
ventionen bei Agrarprodukten ein
zustellen.

W IR T SC H A F T SD IE N ST : Muß die 
heimische Landwirtschaftsproduk

tion nicht entscheidend einge
schränkt werden, dam it sie, w ie ln 
der Kennedy-Runde angestrebt 
wird, einem weltweiten Konkur- 
renzdrucJc ausgesetzt werden kann?

H Ö C H E R L : Nacäi dem Verhand
lungskonzept der EWG für die 
Kennedy-Runde soll in den Genfer 
A grarverhandlungen zunächst eine 
Konsolidierung der Agrarschutz
maßnahmen im weitesten Sinne an
gestrebt werden. Insbesondere sol
len sowohl Handelshemmnisse der 
Einfuhrländer als audi Exportför
derungen der Ausfuhrländer hin
sichtlich ihrer Gesamthöhe bei den 
einzelnen Produkten ermittelt, ab
gestimmt und gebunden werden. 
Davon ausgehend sollen dann all
gemein verbindliche Senkungen des 
Agrarschutzniveaus in Betracht ge
zogen werden. Es ist zu hoffen, daß 
es in der Kennedy-Runde zu einer 
V ereinbarung kommt, durch die die 
bisherigen künstlichen Verzerrun
gen der W eltm arktpreise für Agrar
produkte vermindert, wenn möglich 
sogar abgebaut werden. Ich glaube 
nicht, daß die europäische Land
wirtschaft unter diesen Bedingun
gen, von klimatisch bedingten Aus
nahmen abgesehen, einen weltwei
ten Konkurrenzkampf zu fürchten 
hätte.

H E R M A N N  H Ö C H E R L

wurde am 31. März 1912 in Brennberg bei Regensburg geboren. Er 
besuchte die höheren Schulen in Regensburg, Cham und Landshut. 
Anschließend studierte er an den U niversitäten von Berlin, Aix-en- 
Provence und München Rechts- und Staatswissenschaften. 1934 legte 
er das Referendar-Examen und 1938 das Assessor-Examen ab. Bis 
1940 w ar Höcherl erst als Gerichtsassessor, dann als Staatsanwalt 
tätig. Nach dem Kriege betätigte er sich zunächst als Rechtsanwalt 
und tra t danach wieder in den Justizdienst ein. 1949 wurde er M it
glied des CSU-Bezirksvorstands Oberpfalz. Seit 1953 ist Höcherl 
Mitglied des Bundestages. 1961 wurde er Bundesinnenminister, und 
seit H erbst 1965 versieht er das Amt des Bundesministers für Er
nährung, Landwirtschaft und Forsten.
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W IR T S C H A F T S D IE N S T :  W ie hoch 
ist der Selbstversorgungsgrad der 
deutsdien Volkswirtsdiaft mit 
Agrarerzeugnissen —■ heute und in 
Zukunft?

H Ö C H E R L :  W enn man bedenkt, 
daß in der Bundesrepublik auf en
gem Raum 59 M illionen M ensdien 
leben, so ist die Leistung der deut
sdien Landwirtsdiaft sehr beadit- 
lidi. Sie ist heute in der Lage, aus 
eigenen M itteln Vs des Grundbe
darfs zu dedcen. Redinet man die 
importierten und im Inland w eiter
veredelten Futterm ittel hinzu, so 
steigt der Selbstversorgungsgrad 
auf ca. 78 ”/o an. In der Gemein
schaft liegt er im Durchsdinitt bei 
S 5“/o. Bei einzelnen Produkten ist 
jedodi die Selbstversorgung voll 
erreidit, teilweise sogar übersdirit
ten, so bei Zudcer, Butter, Trink- 
mildi und bei Kartoffeln je  nadi 
Ernte. W ährend der durdisdinitt- 
lidie Selbstversorgungsgrad der 
Bundesrepublik sid i auf dem ge
nannten N iveau halten  wird, dürfte 
er sidi für die Gemeinsdiaft nodi 
etwas erhöhen. Diese Entwicklung 
steht aber einem zunehmenden 
w eltweiten A ustausdi von A grar
produkten ganz und gar nidit im 
W ege, im Gegenteil, alles deutet 
darauf hin, daß der W eltagrarhan
del zunehmen wird, sdion deshalb, 
weil w ir ausreidienden Anlaß ha
ben, mit einer w eiteren Verbesse
rung des Masseneinkommens zu 
redinen. Ein M ehrbedarf an N ah
rungsmitteln von rund 20®/o wird 
von der EWG-Kommission aus Be- 
völkerungszuwadis und Einkom
menssteigerung bis 1970 vorausge- 
sdiätzt.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  W arum
wird in  der EWG im A grarbereidi 
eine A utarkiepolitik betrieben? 
Spielen die W elternährungspro
bleme dabei eine Rolle?

H Ö C H E R L :  Eine Autarkiepolitik 
w ird von uns w eder in der Bundes
republik nodi in  der EWG ver
folgt. Allerdings ist die gesamte 
landw irtsdiaftlidie Erzeugung durdi 
intensivere Bewirtsdiaftungsmetho- 
den kräftig angestiegen. Die Steige
rung des Selbstversorgungsgrades 
ist die selbstverständlidie Konse
quenz der in unserer ganzen Land
w irtsdiaft zu beobaditenden Inten

sitätsverbesserung. Die V oraus
setzungen hierfür sind in der 
pflanzlichen Erzeugung beispiels
weise durdi leistungsfähigeres 
Saatgut, verbesserte Anbau-, Pflege- 
und Ernteverfahren, durdi Be- und 
Entwässerung sowie durch gestei
gerten Handelsdüngeraufwand ge
geben. In der Vieh w irtsdiaft sind 
es ebenfalls züditerische Erfolge 
und die verbesserte Fütterung, H al
tung und Pflege der einzelnen 
N utzvieharten. In beiden Bereichen, 
der pflanzlidien und der tierischen 
Erzeugung, wurden unter Einschluß 
des tedinischen Fortsdiritts neue, 
den Handarbeitsaufwand senkende 
A rbeitsverfahren verw irklidit. All 
dies sind Maßnahmen, die von der 
Landwirtschaft ergriffen wurden, 
um die im Interesse der Einkom
menspolitik liegende Produktivität 
je  A rbeitskraft zu steigern. Es han
delt sich bei dem erw ähnten höhe
ren Selbstversorgungsgrad also 
nidit um Autarkiebestrebungen, 
sondern um eine Folge der ver
besserten Produktivität.

Dem gemeinsamen Agrarm arkt 
wird ebenfalls zu Unredit vorge
worfen, daß er eine „autarke" Kon
struktion sei. Von einem protektio
nistisch hohen Außensdiutz kann 
keine Rede sein. Die Tatsachen be
weisen das Gegenteil. Die Einfuh
ren von Ernährungsgütern aus 
Drittländern in  die Bundesrepublik 
sind ständig gestiegen. Sie betru
gen 1958 vor Inkrafttreten des 
EWG-Vertrages 6,2 Milliarden DM 
und erreiditen im W irtschaftsjahr 
1965/66 9,6 M illiarden DM. Selbst 
bei W aren, die inzwisdien EWG- 
M arktordnungen unterliegen, zei
gen die Einfuhren aus Drittländern 
keinen rüdtläufigen Trend: 1958/59 
wurde für 3,3 und 1965/66 für 4,0 
M illiarden DM eingeführt. Kenn- 
zeidien für diese unverm utete Ent
wicklung ist die Tatsache, daß sidi 
ein w eltweiter Austausch von Spe
zialitäten abzuzeichnen beginnt. Die 
gewaltig gestiegene Futterm ittel
einfuhr der EWG für Veredelungs
zwecke in der Gemeinsdiaft ist ein 
w eiteres hervorstechendes Beispiel.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Haben
unsere traditionellen Lieferländer 
auf dem deutsdien M arkt nodi eine 
Chance?

H Ö C H E R L : Die A ufrediterhaltung 
der traditionellen W arenström e ge
hört zu den Zielen des EWG-Ver
trages. Die Bundesrepublik ist in 
besonderem Maße daran interes
siert, ihre engen Handelsbeziehun
gen mit Drittländern zu erhalten 
und nadi Möglichkeit zu erweitern. 
Unsere außenhandelspolitische Kon
zeption ist die, mit der w ir audi in 
die Kennedy-Runde gegangen sind: 
Die Förderung des w eltweiten W a
renverkehrs durdi Senkung der 
Zölle und Beseitigung von sonsti
gen Handelsschranken. Es kann und 
soll nicht bestritten werden, daß es 
im derzeitigen Stadium der Inte
gration immer w ieder Reibungen 
gibt, bilateral bestehenden handels
politisdien Bindungen gerecht zu 
werden. Die Lösung sehe id i in 
einer kommunitären Behandlung 
ehemals b ilateraler Fragen.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  W ie ver
einbaren sidi das In teresse der 
Bundesregierung für hohe Erzeu
gerpreise und für gleichzeitiges Ge
lingen der Kennedy-Runde?

H Ö C H E R L : Die Bundesregierung 
ist bei den Verhandlungen in Brüs
sel nidit für hohe, sondern stets 
nur für angemessene Preise auf 
dem A grarsektor — angemessen 
aus der Sicht der Erzeuger und auch 
der V erbraudier — eingetreten. Idi 
darf in diesem Zusammenhang nur 
an den Interventionspreis für But
ter, an den gemeinsamen Richtpreis 
für Mildi, an den Rinderorientie
rungspreis, an den Zuckerrüben- 
preis, den Sdiwellenpreis für Reis 
und an den Erzeugerriditpreis für 
Oliven erinnern. Bei all diesen Pro
dukten hatten die übrigen Mit
gliedsländer höhere Preisvorstellun- 
gen als die Bundesrepublik. Inner
halb der Preislinien der sedis EWG- 
Partner dürften unsere Preisvor
stellungen in etwa die M itte halten. 
Audi im Rahmen der Kennedy- 
Runde kann kein Land mit seinen 
Agrarpreisvorschlägen über eine 
bestimmte Grenze hinausgehen, die 
durdi die Erzeugungskosten seiner 
Landwirtsdiaft zuzüglidi Transport
kosten und anderer Kosten vorge
schrieben wird. Gerade bei den 
W eltagrarpreisen ergibt sidi heute 
kein klares Bild, weil w ir es mit 
mannigfachen W ettbew erbsverzer
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rungen zu tun haben, an deren Be
seitigung w ir im Rahmen der Ken
nedy-Runde sehr interessiert sind.

Agrarpolitik muß die Interessen 
verschiedener Bereiche unserer 
W irtschaft berücksichtigen. Ich darf 
noch einmal daran erinnern, daß 
die deutsche Landwirtschaft ein 
guter Kunde unserer Industrie ist. 
Agrarpolitik kann auch weder ein
seitig auf die Belange der Land
wirtschaft noch allein auf die In
teressen des Verbrauchers ausge
richtet werden. Eine möglichst bil
lige Versorgung mit Agrarimpor
ten inuß dort ihre Grenzen finden, 
wo das legitime Interesse der 
Landwirtschaft, für die ihr von der 
Volkswirtsdiaft gestellte Aufgabe 
ein angemessenes Entgelt zu erhal
ten, bedroht wird. Dies umsomehr, 
wenn die Preise der konkurrieren
den Importwaren häufig durch Sub
ventionen künstlich gesenkt w er
den. Ferner muß immer damit ge
rechnet werden, daß nach Aus
schalten der landwirtschaftlichen 
Inlandsproduktion die Preise im
portierter A grargüter sehr rasch 
ansteigen würden.

Gleichwohl hat die deutsche 
Landwirtschaft ein Interesse am 
Gelingen der Kennedy-Runde, weil

nicht zuletzt auch ihr die erw ar
teten V orteile im gewerblichen 
Bereich m ittelbar zugute kommen 
werden. Auf dem Agrarsektor er
hofft man sich von der Kennedy- 
Runde, daß erstens Vereinbarun
gen erreicht werden, die weiteren 
W ettbewerbsverzerrungen auf dem 
W eltagrarmarkt Einhalt gebieten, 
und daß zweitens W ege zum 
Abbau dieser W ettbewerbsverzer
rungen gefunden werden. Es dürfte 
einmalig sein, daß die deutsche De
legation im Agrarm inisterrat die 
Erfüllung des Mandats für die 
Kennedy-Runde zu einer Bedingung 
für ihre Zustimmung zur Agrar
finanzierung und zu den gemein
samen A grarpreisen erhoben hat.

W IR T S C H A F T S D lE N S T :H a lte n S ie  

ein Junktim  zw ischen  K onze ssion en  

auf dem A g r a r -  un d  Indu striebe 

reich in  G e n f fü r s in n vo ll?

H Ö C H ER L: Das Verlangen der 
USA und einiger anderer Länder, 
die an der A usfuhr von Agrarer
zeugnissen in  besonderem Maße 
interessiert sind, auch den Agrar
sektor in  die Bemühungen um eine 
Ausdehnung des W elthandels ein
zubeziehen, sind verständlich. Man 
sollte aber seine Ziele nicht so hoch

schrauben, daß man z. B. Futter
m ittel und die diesen entsprechen
den Veredlungsprodukte gleichzei
tig liefern will. Auf dem Industrie
sektor dürfte zunächst eine Berei
nigung der Zollausgangsstellung 
zweckmäßig sein. W enn diese Be
reinigung durchgeführt ist, würde 
ein Junktim  durchaus vertretbar 
sein.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  W eldie
speziellen Rückwirkungen auf die 
deutsche Landwirtschaft sind von 
einem erfolgreichen Abschluß der 
Genfer A grarverhandlungen zu er
warten?

H Ö C H E R L :  Ich kann mich hier 
kurz fassen: Im derzeitigen EWG- 
Angebot sind nur solche W aren 
enthalten, die bereits der gemein
samen A grarpolitik unterliegen. 
Eine Konsolidierung oder auch Sen
kung der Stützungsbeiträge, über 
die in Genf verhandelt w erden soll, 
kann daher im wesentlichen nur 
das N iveau der im gemeinsamen 
A grarm arkt eingeführten Abschöp
fungen und Erstattungen berühren.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  W eldie
V eränderungen w ird die geplante 
EWG-Beihilfenpolitik für die bis
herige deutsche Beihilfenpolitik 
bringen?

S
ä
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H Ö C H E R L : Die Förderungsmaß
nahmen des Bundes und der Län
der sind von Anfang an darauf aus
geriditet gewesen, der deutsdien 
Landwirtsdiaft bei ihren Bemühun
gen um Anpassung an die gesamt- 
w irtsdiaftlidie Entwidilung sowie 
an den Gemeinsamen M arkt Hilfe
stellung zu leisten. In diesem Sinne 
müssen insbesondere die Förde
rungsmittel der „Grünen Pläne" 
n id it als Erhaltungssubventionen, 
sondern als Anpassungshilfen ge
w ertet werden. M it dem Beginn der 
gem einsdiaftlidien Beihilfenpolitik 
sollen die heutigen Beihilfen der 
einzelnen M itgliedsländer für die 
Landwirtsdiaft an Hand bestimm ter 
Kriterien überprüft und harmoni
siert werden. Dabei werden soldie 
Beihilfen, die den W ettbewerb ver- 
fälsdien oder zu verfälsdien dro
hen, und soldie, die den innerge- 
m einsdiaftlidien Handel beeinträdi
tigen, als unvereinbar mit der 
Grundkonzeption der EWG-Agrar
politik gelten. Aus dieser Sidit der 
Dinge mödite idi feststellen, daß 
der größte Teil der bisherigen 
deutsdien Agrarförderungsm aßnah
men durdiaus EWG-konform ist. 
W ir haben daher keine grundlegen
de Änderung unserer heutigen 
Agrarförderungsmaßnahmen ins 
Auge gefaßt, wenn sidi audi 
Sdiw erpunktverlagerungen im Rah
men der gemeinsamen Beihilfen
politik ergeben werden.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :S t im m t  es, 
daß im EWG-Vergleidi das deutsdie 
„Sünden-Register" in der Beihilfen
politik besonders groß ist?

H Ö C H E R L : Ich mödite darauf hin
weisen, daß die Verhandlungen in 
Brüssel zur Erarbeitung einer 
Reditsgrundlage über die Beihilfen
politik der EWG nodi in vollem 
Gange sind. Man hat sidi bisher 
audi nodi n id it auf Kriterien für 
die Beurteilung und Gruppierung 
der heute nodi gezahlten nationa
len Beihilfen geeinigt. Die Kom
mission hat vor wenigen Tagen 
eine völlig neue Gruppierung der 
Beihilfen vorgesdilagen und führt 
über die einzelstaatlidien M aßnah
men augenblidclidi eine Vergleidis- 
erhebung auf EWG-Ebene durdi. 
Idi bin n id it der Auffassung, daß 
m an bei einem objektiven Ver-

gleidi, der alle Förderungsmaßnah
men der EW G-Mitgliedsländer be
rüdcsiditigt, die deutsdien M aßnah
men als ein großes „Sündenregi
ste r“ bezeidinen kann. Allerdings 
wissen wir, daß einige der bisheri
gen deutsdien Beihilfen mit der 
EW G-Landwirtsdiaftspolitik nidit 
vereinbar sind. Als Beispiel mödite 
id i die M ildipreisstützung anfüh
ren. Diese Subvention des Mildi- 
erzeugerpreises muß bis zum Be
ginn der EW G-Mildimarktordnung 
abgebaut werden. Durdi andere, 
EWG-konforme Maßnahmen, insbe
sondere durdi verstärkte Rationali
sierungsbemühungen auf der V er
arbeitungsstufe für Mildi, hoffen 
wir, die V erbraudierpreise für 
Mildi und M ildierzeugnisse im 
großen und ganzen halten zu kön
nen. Die Frage der bisherigen deut
sdien Förderungsmaßnahmen steht 
mit der Kennedy-Runde in keinem 
direkten Zusammenhang. In Genf 
verhandelt die EWG-Kommission 
auf Grund eines Mandats, das ihr 
der Rat erteilt hat, im Namen der 
Gemeinsdiaft. Dabei w ird also über 
den markt- und handelspolitisdien 
Agrarsdiutz der EWG, soweit die
ser schon beschlossen ist, verhan
delt, n idit aber über die Förde
rungsmaßnahmen der einzelnen 
M itgliedstaaten. Ein Einfluß auf die 
deutsdie Beihilfenpolitik ergibt sidi 
also nur von der Agrarpolitik der 
Gemeinschaft her, nidit direkt aus 
den Verhandlungen in der Kennedy- 
Runde.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Die Bun- 
desregierung hat der deutsdien 
Landwirtschaft als Belohnung für 
die Senkung ihres Getreidepreises 
jährlidi eine M illiarde DM ver- 
sprodien. Muß dieses Versprechen 
im EWG-Anpassungsgesetz nicht 
auch zu dem „Sündenregister" ge
redinet werden?

H Ö C H E R L : Idi mödite darauf 
hinv/eisen, daß zu dieser Frage ein 
M inisterratsbesdiluß vorliegt, der 
bei der Einigung über den gemein
samen Getreidepreis gefaßt wurde. 
Denjenigen Ländern, die ab 1. Juli 
1967 eine Getreidepreissenkung 
hinnehmen müssen (Italien, Luxem
burg, Deutsdiland) werden zum 
Ausgleidi ihrer Einnahmeausfälle 
vorübergehende Zahlungen aus der

Gemeinsdiaftskasse gewährt. Die
ser Elnkommensausgleidi ist in § 4 
des EWG-Anpassungsgesetzes ju ri
stisdi verankert. Mithin handelt es 
sich nidit um ein Verspredien, das 
die Bundesregierung den deutsdien 
Landwirten gemacht hat, die Rege
lung kommt vielmehr den italieni
schen und luxemburgischen Bauern 
in gleicher W eise zugute. Die Höhe 
der Ausgleichszahlungen ist nodi 
nicht festgelegt, da die Ermittlung 
der durdi die Getreidepreissen
kung verursachten Einkommens
ausfälle erst am Ende des W irt
schaftsjahres 1967/68 möglidi ist. 
Die Ausgleichszahlungen sind aber 
begrenzt bis zum Ende der Über
gangszeit des Gemeinsamen M ark
tes am 31. Dezember 1969. Der vor
verlegte Beginn des gemeinsamen 
Agrarm arktes hat den Bundes
tag veranlaßt, das EWG-Anpas
sungsgesetz als Pausdialausgleich 
für alle der deutsdien Landwirt
schaft entstehenden Nachteile zu 
verabsdiieden, die durch den EWG- 
Ausgleich nicht berücksichtigt sind. 
W eder die Zahlungen für den 
Einkommensausgleidi im Zuge der 
Getreidepreissenkung noch die zeit- 
lidi begrenzten M ittel für die A n
passungshilfe können daher als 
wettbewerbsverfälschend hinge
stellt werden. Sie haben allein die 
Aufgabe, Härten zu mildern, die 
sidi für die deutsche Landwirtsdiaft 
durdi den vorverlegten Beginn des 
gemeinsamen Agrarm arktes er
geben.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  H a t
die EW G-Erzeugerpreisfestsetzung 
wirklich entscheidenden Einfluß auf 
die deutsdien Konsumentenpreise?

H Ö C H E R L : Die Entwiddung der 
Verbraucherpreise für Ernährungs
güter wird von vielen Faktoren be
einflußt. So hat sidi z. B. in den 
letzten Jahren  auch die Tatsadie 
ausgewirkt, daß auf der Verarbei- 
tungs- und Distributionsstufe durch 
die allgemeine Lohn- und A rbeits
zeitentwicklung erhebliche Kosten
steigerungen eingetreten sind. Aber 
auch gestiegene Verbrau dieran- 
sprüche an Aufbereitung und Kon
sumfertigkeit, an Verpackung und 
Aufmadiung, haben dazu beigetra
gen, daß der Anteil der Landwirt
schaft an den V erbraudierpreisen 
rüdcläufig ist und im Durdischnitt
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nur wenig m ehr als 50 Vo ausmadit. 
Die landw irtsdiaftlidien Erzeuger
preise selbst haben sidi insgesamt 
gesehen durdi die EWG-Markt- 
organisationen bisher kaum ver
ändert. Saisonale Sdiwankungen, 
wie überhaupt Angebot und N adi
frage, haben einen stärkeren Ein
fluß ausgeübt als die Festlegung 
der sogenannten Riditpreise, die 
zudem in fast allen Fällen für die 
Großhandelsstufe gelten und nidit 
etwa einen garantierten Erzeuger
preis darstellen. Die Auftriebsten
denzen bei den Nahrungsmittel
preisen, die sidi übrigens in letzter 
Zeit abgesdiw ädit haben — zum 
Teil sind die Preise sogar zurüdc- 
gegangen —, können also nidit ein
fadi der Entwidclung der landwirt- 
sdiaftlidien Erzeugerpreise ange
lastet werden. Die vom M inisterrat 
besdilossenen zukünftigen gemein
samen Preise, die in den Jahren 
1967 und 1968 in Kraft treten, wer
den den Erzeugern voraussiditlidi 
teils le id ite Preisverbesserungen, 
teils aber spürbare Preiseinbußen 
bringen. Insgesamt gesehen und 
un ter der Voraussetzung, daß die 
zu erw artende Preisentwidclung auf 
Erzeugerseite in vollem Umfang an 
den Konsumenten weitergegeben 
wird — beispielsweise bei Getrei
de —•, ist nadi den Beredinungen 
der EWG-Kommission für den deut
sdien V erbraudier sogar eine leidi
te Senkung der Ernährungkosten zu 
erwarten.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  W ie  denkt 
sidi die Bundesregierung die Lö
sung des Apfelsinenproblems?

H Ö C H E R L :  In der Bundesrepublik 
werden je  Kopf der Bevölkerung 
jährlid i etwa 12 kg Apfelsinen ver
zehrt. Die Bundesregierung hat da
her an einer ausreidienden Versor
gung des deutsdien M arktes mit 
diesen Früditen ein besonderes In
teresse, zumal die EWG nid it in 
der Lage ist, ihren Bedarf audi nur 
annähernd aus der Gemeinsdiafts- 
produktion zu dedcen. Der Zusdiuß- 
bedarf der EWG an Apfelsinen be
träg t jährlid i etwa 1,2 bis 1,3 Mill. t. 
Im D urdisdinitt der letzten Jahre 
h a t die Bundesrepublik jährlidi 
etwa 700 000 t Apfelsinen einge
führt, von denen der in  Frage kom
mende Partnerstaat Italien nur

etwa 8 “/o zu liefern in der Lage 
war. Rund 92 Vo des Bedarfs müs
sen aus Drittländern eingeführt 
werden. Allein diese Zahlen red it
fertigen das Interesse der Bundes
regierung an einer sowohl die Ge
meinschaft als audi die Drittländer 
befriedigenden Regelung. Ob eine 
Einigung im Rahmen der Kennedy- 
Runde gefunden werden kann, ist 
fraglidi, weil das Angebot, weldies 
die Kommission der EWG in bezug 
auf Apfelsinen den Verhandlungs
partnern  un terbreitet hat, vermut- 
lidi als n id it ausreidiend angese
hen wird. Die Kommission bemüht 
sidi außerdem, m it einem Zitrusab- 
kommen eine Regelung zu finden. 
Es ist verfrüht, diese Absidit sdion 
jetzt im einzelnen zu erörtern, weil 
einer Vielzahl untersdiiedlidier In
teressen Redinung zu tragen sein 
wird und audi andere Faktoren, 
z. B. eine Assoziierung oder ähnli
che A nnäherung Spaniens, Israels, 
der M aghrebländer u. a. an die Ge
meinschaft, zu berücksichtigen sind. 
Nach unseren Vorstellungen wäre 
es die beste Lösung, wenn die 
EWG-Politik auf diesem Sektor bei 
angemessenen Zöllen weitgehend 
liberale Einfuhren aus Drittländern 
vorsehen würde.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Welchen 
Beitrag kann die Landwirtschafts
politik der Bundesrepublik zur V er
besserung der Absatzchancen für 
A grarerzeugnisse aus Entwidclungs- 
ländern leisten?

H Ö C H E R L :  Die Frage der Han
delsbeziehungen mit den Entwidc- 
lungsländern ist ein vielsdiichtiges 
Problem. W ir sind intensiv darum 
bemüht, es einer sinnvollen Lösung 
näher zu bringen. Soweit es sidi um 
A grarprodukte handelt, die fast 
ausschließlich in Entwidclungslän- 
dern erzeugt werden, hat die Bun
desrepublik bereits ihren M arkt 
durch weitgehende Liberalisierungs
maßnahmen geöffnet. Die bereits 
durchgeführten Zollsenkungen so
wie w eitere Zollsenkungspläne der 
Gemeinschaft für Agrarerzeugnisse 
aus den Entwicklungsländern tra 
gen diesem Gedanken Rechnung. 
Schwierigkeiten ergeben sidi aller
dings bei soldien Produkten, die 
neben den Entwidclungsländem 
audi von Industriestaaten angebo

ten werden. Dieses Problem kann 
durch M arktöffnung allein nicht ge
löst werden. Anpassungs- und Prä
ferenzfragen stehen hier im Vor
dergrund. An internationalen Be
mühungen zur Lösung dieses Fra
genkomplexes arbeitet die Bundes
republik aktiv  mit.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Könnte
nicht eine Senkung der landwirt
schaftlichen Erzeugerpreise unsere 
Zahlungsverpflichtungen an den 
Gemeinsamen Agrarfonds entsdiei
dend verringern?

H Ö C H E R L :  Hohe Preise müssen 
nicht unbedingt die Produktion an- 
reizen, w ährend um gekehrt niedrige 
Preise nicht stets eine Einschrän
kung der Erzeugung mit sid i brin
gen. Dieses antikonjunkturelle V er
halten der Landwirtschaft ist seit 
langem bekannt. Eine objektive Be
urteilung des Preisniveaus verlangt 
neben einer W ertung zahlreidier 
Umstände nicht zuletzt die Berüdc- 
siditigung der Kostenentwidclung 
und der sozialen Auswirkungen. 
Hohe Preise können sicherlidi den 
europäischen Agrarfonds stark  bela
sten, zumal wenn es sich um Pro
dukte handelt, die in der Gemein
schaft bereits im Uberschuß vor
handen sind. In Kenntnis dieser 
Sachlage hat gerade die deutsdie 
Delegation bei den Verhandlungen 
des M inisterrats im Juni dieses 
Jahres eine Begrenzung der finan
ziellen Verantwortung für Zudcer, 
Obst und Gemüse gefordert und 
durchgesetzt. Entscheidend ist nicht 
allein, die Preise zu senken; w e
sentlich ist vielm ehr eine vernünf
tige Begrenzung der innergemein
schaftlichen Produktion und der 
sidi daraus ableitenden finanziellen 
Konsequenzen.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  W ie muß 
die deutsche Landwirtsdiaft einmal 
aussehen, damit sie leistungs- und 
lebensfähig im W ettbewerb beste
hen kann?

H Ö C H E R L ;  Bäuerlidie Familien
betriebe bilden den Kern unserer 
A grarstruktur. In den Römisdien 
V erträgen der Gemeinsdiaft kommt 
eindeutig zum Ausdrude, daß sidi 
audi die EWG die Erhaltung und 
Förderung des bäuerlidien Fami
lienbetriebes als der in W esteuropa
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vorherrschenden Betriebsform zur 
Aufgabe gemacht hat. Dabei kann 
es sidi jedodi nur um rationell be- 
■wirtsdiaftete, genügend große und 
damit lebensfähige Vollerwerbsbe
triebe handeln. Infolge steigender 
Einkommenserwartungen sowie un
te r dem Einfluß der weiteren ted i
nisdien Entwidclung in der Land
w irtsdiaft wird sidi die M indest
größe des Vollerwerbsbetriebes 
w eiter nach oben verschieben. Diese 
Entwidclung können wir audi in 
anderen Ländern beobachten, bei
spielsweise in den USA, wo eben
falls Familienbetriebe vorherrsdien. 
Die Bundesregierung fördert in be
sonderem Maße die Aufstockung 
von Familienbetrieben zu ökono
misch ausreichender Größe. Ande
rerseits leistet sie überall dort Hil
festellung, wo Landwirte aus zu 
kleinen Familienbetrieben zu ne- 
benberuflidier Landbewirtschaftung 
übergehen oder gar ganz in einen 
anderen Beruf überwechseln wollen. 
Eine wesentliche Voraussetzung 
hierfür ist eine sinnvolle Regional
planung mit dem Ziele einer V er
besserung der Infrastruktur zur 
Schaffung von außerlandwirtschaft
lichen Erwerbsmöglichkeiten in 
ländlichen Gebieten. W ie ein Blick 
auf die V eränderungen der land
wirtschaftlichen Betriebsgrößen
struktur in den letzten Jahren  zeigt, 
hat die Bundesrepublik durch frei
williges M itwirken der Beteiligten 
schon erfreuliche Fortschritte in der 
aufgezeigten Richtung gemacht. Das 
soll aber nicht darüber hinwegtäu- 
schen, daß w ir gerade auf diesem 
Gebiet noch vor großen Aufgaben 
stehen.

W IR T S C H A F T S D IE N S T ;  In Frank
reich versucht man — und zwar bis
her auch erfolgreich — mit den sog. 
„Pisani-Gesetzen“ überall im Lande 
eine rentable, konkurrenzfähige 
landwirtsdiaftliche Produktionswei
se zu erreichen. Diese Gesetze sind 
nicht gerade als „bauernfreundlich" 
zu bezeichnen. Sie sind rein ökono
misch konzipiert.

M einen Sie, daß man auch bei 
uns einmal so w eit kommen wird 
und als richtig erkannte Konse
quenzen durchsetzen kann, ohne 
immer w ieder durch eine Politik 
der Rücksichtnahme davon abzu
kommen?

H Ö C H E R L : Ich nehm e an, daß 
Sie mit ihrer Frage auf die in den 
sog. „Pisani-Gesetzen" enthaltenen 
Vorschriften über die Bildung 
und A rbeitsweise von Erzeuger
gemeinschaften sowie die V er
m arktung landwirtschaftlicher Er
zeugnisse in Form der Vertrags
wirtschaft hinweisen wollen. Mit 
diesen Vorschriften wird in Frank
reich versucht, sowohl eine V er
besserung der landwirtschaftlichen 
M arktstruktur als auch eine Stabi
lisierung der M ärkte für landwirt
schaftliche Erzeugnisse zu erreichen. 
Auch in der Bundesrepublik wird 
seit langem von allen Beteiligten 
die Notwendigkeit einer Verbesse
rung der landwirtschaftlichen 
M arktstruktur anerkannt, die den 
in der EWG veränderten M arktbe
dingungen Rechnung trägt. Die 
Bundesregierung verfolgt dieses 
Ziel seit Jahren intensiv und hat 
die dafür bereitgestellten Mittel im 
Rahmen des Grünen Plans von 1963 
bis 1966 um fast 50 Vo erhöht. W ie 
sich aus dem Grünen Bericht der 
Bundesregierung ergibt, haben die
se Maßnahmen bereits zu Struktur
verbesserungen geführt. In diesem 
Zusammenhang ist auch in letzter 
Zeit die Frage der Bildung von 
Erzeugergemeinsdiaften in den Vor
dergrund getreten. Die Bundesre
gierung ist der Auffassung, daß 
marktkonforme Erzeugergemein
schaften den Bemühungen um Ver
besserung der M arktstruktur und 
um erhöhte Konkurrenzfähigkeit 
der deutschen Landwirtschaft ent
gegenkommen würde. Zu den damit 
verbundenen Einzelfragen wird man 
aber erst nach V orlage des dies
bezüglichen Kommissionsvorschlags 
mehr sagen können.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Kann und 
muß man heute — angesichts der 
Geschlossenheit der EWG-Agrar- 
marktordnungen — eigentlich über
haupt noch eine nationale oder na
tionalbezogene Agrarpolitik ver
folgen?

H Ö C H E R L ; Die M itgliedstaaten 
haben mit der Verwirklichung einer 
gemeinsamen A grarpolitik tatsäch
lich einen Teil ihrer Souveränitäts- 
rechte an die Gemeinschaft, d. h. an 
den M inisterrat, abgegeben. Heute 
bestehen, gemessen an den Ver

kaufserlösen der westdeutschen 
Landwirtschaft, bereits für 95 **/o der 
landwirtschaftlichen Erzeugung ge
meinsame M arktordnungen. Die 
Preise für etwa 90 “/o der landwirt
schaftlichen Erzeugung werden nicht 
mehr in den nationalen H aupt
städten, sondern in Brüssel vom 
M inisterrat der EWG festgesetzt. 
Mit dem Inkrafttreten dieser ge
meinsamen A grarpolitik sind natur
gemäß auch der nationalen Handels
politik, vor allem auf dem A grar
sektor, Grenzen gesetzt. Aber auch 
die W ährungspolitik muß auf Brüs
sel Rücksicht nehmen, da die ge
meinsamen Preise in Recheneinhei
ten  (Dollar) festgesetzt wurden. 
Eine nationale V erantwortung be
steht w eiterhin in der Hauptsache 
für den Bereich der A grarstruktur
politik. Aber auch hier wird durch 
den europäischen A usriditungs- und 
Garantiefonds mit Hilfe von Ge
meinschaftsprogrammen in zuneh
mendem Maße Einfluß auf die 
Strukturpolitik der M itgliedsländer 
genommen.

W IR T S C H A F T S D IE N S T ;  W eldie 
Rolle soll die deutsche Landwirt
schaft nach Ihrer Meinung in der 
Europäischen W irtschaftsgemein
schaft spielen?

H Ö C H E R L : Nach den Grünen Be
richten beträgt der Anteil der Bun
desrepublik am Produktionsw ert der 
gesam ten Landwirtschaft in  der 
EWG rund 27 «/o. Id i bin der Auf
fassung, daß die deutsche Landwirt
schaft bei einem echten Leistungs
w ettbewerb diesen A nteil halten 
oder gar noch erw eitern kann. Für 
die Gesamtwirtschaft der BWG 
dürfte es von nicht zu unterschät
zender Bedeutung sein, daß die 
Landwirtschaft mit einer Kaufkraft 
von rund 20 Mrd. DM auf dem ge
werblichen Gütersektor und im 
Dienstleistungsbereich wesentlich 
zur Stabilität des Binnenmarktes 
beiträgt. Die Frage nach der zu
künftigen Rolle der deutschen 
Landwirtschaft in der EWG muß 
also stets im größeren gesam twirt
schaftlichen Zusammenhang gese
hen werden. Es liegt in unserem  In
teresse w ie auch in  dem der Ge
meinschaft, daß eine gesunde und 
leistungsfähige deutsche Landwirt
schaft ein integrierter Bestandteil 
der Gesamtwirtschaft bleibt.
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